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Pressemitteilung

Feldner kritisiert Landeshauptmann Dörfler wegen demokratieferner Aussagen gegen die Konsensgruppe beim ORF-Sommergespräch

Beim gestrigen Sommergespräch mit Landeshauptmann Gerhard Dörfler im ORF-Landesstudio verbat sich Dörfler “Zurufe“ von der Konsensgruppe zur Kenntnis zu nehmen. Dörfler wörtlich: „Ich brauche hier keine Einsager. die Konsensgruppe hat von der Landesregierung kein Mandat, sie spricht nicht für das offizielle Kärnten.“

An dieser Aussage übt heute Josef Feldner als Mitglied der Kärntner Konsensgruppe heftige Kritik:

„Als Mitglied der Kärntner Konsensgruppe muss ich zu Äußerungen des Landeshauptmannes Dörfler im „Sommergespräch“ klarstellen, dass die Konsensgruppe im Jahr 2005 vom damaligen Bundeskanzler Wolfgang Schüssel und von Landeshauptmann Jörg Haider ersucht worden war, im Vorfeld der Politik einen Kompromissvorschlag zur Lösung der Ortstafelfrage zu erarbeiten. 

Das in der Folge gemeinsam erarbeitete „Karner-Papier“  ist heute noch als eines von mehreren Modellvorschlägen auch auf Bundesebene ernsthaft im Gespräch, wie erst kürzlich erfolgte Aussprachen mit Außenminister Spindelegger und Staatssekretär Ostermayer in Klagenfurt beweisen.

Wenn nun Landeshauptmann Dörfler der Konsensgruppe die Berechtigung zur Mitsprache in der Ortstafelfrage abspricht, weil diese hiefür „von der Landesregierung kein Mandat“ erhalten habe, dann muss ich dem entschieden widersprechen.

Abgesehen davon, dass die Konsensgruppe, im Gegensatz zum Herrn Rudolf Gallob, bereits mit einem konstruktiven Vorschlag zur politischen Lösungsfindung wichtige Vorarbeit geleistet hat, ist die Konsensgruppe als zivilgesellschaftliche Gruppierung - wie übrigens jeder einfache Staatsbürger auch - zur politischen Meinungsäußerung im Rahmen der direkten Demokratie berechtigt.

Herr Dörfler, der seine Funktion nur aufgrund eines von einem Teil der Stimmberechtigten des Bundeslandes Kärnten erteilten Mandats auszuüben hat und nicht aus eigener Machtbefugnis, ist somit nicht berechtigt, seinen Landesbürgern das Recht auf „Zurufe“, welcher Art immer, abzusprechen. 

Dazu ist noch festzuhalten, dass sich Dörfler hinsichtlich eines seiner Meinung nach der Konsensgruppe nicht erteilten „Mandats“ auf die Landesregierung als Kollegialorgan beruft. Der Landeshauptmann lässt dabei völlig außer Acht, dass zwei nicht seiner Partei angehörende Mitglieder der Landesregierung  in diesen Tagen der Konsensgruppe gegenüber öffentlich ihre Wertschätzung bekundet haben.“
